
111 - 95 der Beilagen zu denstenographischen 
Protokollen des Nationalrates XIII, Gesetz­

30.5.1973 gebl.mgsperiode 

Beriqht des BUl1.desministers für Justiz über 

9-ie~vorgeseheDe.l'l ;·lElßpahmen. zu..!' Durchführung 
der Vorbere! t~ng c1~s n~uen StrafAesetzbuches 
j:m_ E3eI'~..ich der vorbeuMnden Maßnahmen und 
des Strafvoll?uge~~~~nschließlich der 

B~wäl1r:ungshilfe 

I T'" I "t ~u •• _ J:' :Ln e 1 uqg 

1. Gegenstandßes Berj.chtes 

Der Nationalrat hat mit Entschli.eßung vom 
20. Dezember 1972 (E 26~NR/XIII. GP) den Bundes­
mini~ter für Justiz ersucht, bis 31. Mai 1973 einen 
Bericht über die vorgesehenen Naßnahmen zur Durch­
führung der Vollziehung desneuen Strafgesetzbuches 
im Bereich der vorbeugenden IViaßnahinen und des Straf­
vollzuges einschließlich Bewährungshilfe unter. Hit­
teilung der dafür voraussichtlich in den nächsten 
Jahren erforderlichen Budgetmittel vorzulegen, um 
den Gesetzgeber in die Lage zu versetzen, Uberden 
Stand der Vo:carbei ten und Planungsarbei ten und <iie 
erforderlichen Fiittel rechtzeitig eine ausreichende 
Information zu erhalten. ~c) 

Entsprechend dieser Entschließung hat das, 
BundesministeriwH für Justiz den vorliegenden Bericht 
clUsgearbeitet. 

*) Darüber hinaus hat der Nationalrat die Bundesregierung 
ersucht~ alle Vorbereitungen zu treffen,-die erforder­
lich sind, um zu gewährleisten, daß mit den technischen 
Planungsarbeiten CL\.usschreibung eines Archi tektenwett­
bewerbes, Vergabe von Bauarbeiten l..J.sw.) bereits im 
Jahre 197.3 begonnen werden kann. 
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2. Grundlagep des J3eri2.htes 

a) Strafgesetzbuch 

Der Bericht grlindet sich hinsichtlidh des neOen 

Strafgesetzbuches auf die dem 'le:tzten Stand der 

Beratungen in dem vom Justizausschuß'zur, Vorberatung 

der Regierungsvorlage eines StGB~ 30 BIg. NR XIII. GP, 

eingesetzten Unterausschusses entsprechende Fassung 

der Regierungsvorlage. 

b) Anpassungsgesetze 

Die Vollziehung des Strafgesetzbuches in den im 

vorliegenden Berichtzü behar.;.delnderi :3ereichenerfor-· 

dert zunächst die Anpassüng einer Reihe anderer Gesetze. 

In einem Strafprozeßanpassungsgesetz werden das Yer- " 

fahren zur Ariordrtuhgvorbeugender Haßnahmen und die 

Bestellung eiriesBevJährungshelfersinStra.fsachen:gegen . 

Erwachsene zu regeln sein. Bin Strafvollzugsanp8.ssungs­

gesetz wird u. a. den Vollzug der vorbeugenden :Haßnal~nen 

zu regeln haben. Ebenso b()dfj~rfen das Jugendgerichts":'·· 

gesetz und das BewährungsbiJ.Iege3eti einel" Anpassung .... ' 

Die entsprechenden EntviJrfe \r!$rdei'l geeenti!ärtig im 
, 

Bundesministerium für Justiz vorbereitet und in 

nächster Zeit zur allgemeinen Begutachtung ausgesendet 

vJ"erden. 

, '. c) S.chätzungen 

Der Bericht beruht in mancher Hinsicht auf 

Schätzungen. Soweit die Schätzungen die Zahl der 

Personen betreffen, an den(?TI. -'lorbeuge.nde Naßnahmen 

zu vollzi~hensein werderi;iliriteriden ge~chät~teh 

Zahlenz.T:o eing,ehend~ Untersuchu.n~~n ,zu~~undy • Die , ' 

betreffenden Zahlen sti:m,menr,ilit c18njenigen Ubereih, 

die bereits in den BeratlElgen des vom' Justizausschuß 
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eingesetzten Unterausschutlses genannt worden sind. ~r) 
Das Entsprechende gilt für die 'Schätzungen, die sich 
au.f das zum Vollzug der Unterbringung in einer Anstalt 
für geistig, abnorme Rechtsbrecher und der Unterbringung 
in einer Anstalt für entwöhnungsbedürftige Rechts1;Jrecher 
erfordertiche Personal beziehen. Auch über die,vqraus­
sichtlichen Auswirkungen der Zurückdrängung kurzer 
Freiheitsstrafen zugunsten von Geldstrafen li:t:;gt ,eine 
Untersuchung Vor. Den übrigen hicht unmittelbar die 
Kosten betreffenden Schätzungen liegen EI'fahrun~sweI'te 
und die jeweils angeführten Überlegungen zugrunde • 

. ' . . . 

Von den geschätzten Kbsten entspr~ch~n diejenigen, 
die· einen Bauaufwand betreffen, den1Erg~bnis 'genle;in­
samer Überlegungen des zuständigen Bundesministeriums 

für Bauten und Technik und des Bundesministerium~ für 
Justiz. Basis der Ubrigen Kostenschätzungen sind die 

- . .' 

vergleichbaren Ansätze des Bundesvoranschlags für 'das 

Jahr,1973. 

11. Vor~ereitul~:::L Vollzl..ill.~s vorbeuge!l,der 

1. Gesetzl~gh~ Grul1.dl~n 

Das neue StGB sieht drei mit Freiheitsentziehung 
verbundene vorbeugende l'fIaßnahmen vor~ 

a) die Unterbri!l-:ß:,ung in' ei~~r Anstalt für· ge",ist-ig 
abnorme Rechtsbrecher:- n80ch § 21 :~<") u. zw. nach Abs. 1 

-für geistig abnorme Personen, die im Zustand der 

~) Sitzung vom 20. Oktober 1972 
**) Der Text aller im vorliegenden Bericht zitieI'ten 

'Bestimmullgen des, neuen stGB (vgl. oben I 2 a) ist 
im Anhang zusammepgestellt-. 
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ZurechnungsunfEihigkei t eine sonst strafbareHal1dlung 
-" 

bestimmte~ Schwere begangen. haben und bei"" del"leniIH 

Hinblicl\: auf ihre Ab n OJ:,il1 i tät die Gefahr eines Rückfalls" 
'\, ," . .. " .' '. . ',' , , .. ". . 

besteht; und nach Abs. 2 für Personen, die" imZust<;:J.lld;" " 

der Zures~ungpfälligkei!, abe~ unter dem Einfluß einer 

geistigen Abnormität höheren Grades ~ eine strafb;:ll~e_ . 
, ,I,. I", \ ••• " 

Handlung bestimmter Schwere begarlgen haben.und"bei 
-

denen im Hinblick ,auf ihre Abnormität die, Geiahreines., 

Rückfalls besteht; 

b)die UnteJ2br1D~n einer Anstalt fü.!:: eptwöl1-
J~ ) 

Q.,ungsbedUrft'ige" Re cEEbre cher nach §' 22 " "fUrPersonen, 

die im Zusammenhang mit, ihrer Gewöhnung an berauschende 

f/J:i ttel' oderSuchtniittel e·ine strafbare Handlung begangen 

haben und bei denen üa Hinblick auf ihre Gewöhnung :d1e 

Gefahr ~ines RUCkfal1Sbe~teht; 

c) die Unterbrip.::KUl'lg in' einer Ans-tal t für ___ E..E?fähr-:-~ 
liche Rückfallstäter: nach § 23 -;ry= für Personen, die 

nach wiederholter Strafverbüßung zu einer mindestens 

z\lJeijährigen Freiheitsstrafe verurteilt werden und als 

Hahg- oder Berufs,t~ter 'auch weiterhin dazunelg~n~" 
strafbare Handlungen bestimmter Art und Schwere zu 

begehen. 

"', 
, "" 

2. VoilzUK der UnterbrÜigling' in einer Anstal f für 

geistilL abl1Ql'me Ilechtsbrecher (§ 21) 
. : ' . 

. " a) El~forderl~isse 

Die Unterbringung in einer Anstalt für geistig<'" 

abnorme Rechtsbrecher dient zwei Zwecken: 

"1:-) Der Text allerimvot'liegeijq:en :Bericht zif.:Lerten 
Bestimmungen des neuen StGB (vgl.obenI2 a:) ist 
im Anhang zusammengestellt. 

f 
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i. Es soll womöglich der Zustand der Untergebrachten 

soweit. gebessert ~"er<:len,. daß. von ihnen die Begehung mit 

. Strafe. bedrohte]''' Handlungen nicht mehr' zu erv.Jarten ist. 

ii. Es sollen die Untergebrachten davonabgehal-cen 

werden,. unter dem Ei11.fluß ihrer Abnormität mit Strafe 

" bedrohte Hancllungenzu begehen.,' 

Diese Zwecke erfordern bei zurechnungsunfl?-hlgen 
. '" -

Personen eine Behandlm1.g entsprechend derjenigen, die 
. ,\ . . . 

gegenwärtig in psychiatrischen Kranlcenanstal ten bei 
gefährlich.enGeisteskranken . angewendet wird. ~~)' Eine" 

. ' 

derartige,Anstaltsbehandlung erfordert ein P~rsonal, 

das zahlenmäßi.g etwa der Zahl der Untergebrac:;h,ten . 

gleicllkorrunt, wobei da.B Verhältnis zur Zahl der Unter~ 

gebrachten im 'einzelnen beim Pflegepersbna11:2 bis 

1,::3~. beim medizinisch-akademischen Personal .1,:15 

,petragen soll ~ der Rest entfällt auf .Bevvachungs~, und 
.' V~r~al "t~gspe~sonal. -lH:-) ' .. ,: •• 

Die. zurechnungsfähigen geistig abnormen Rechts­

hreche.r werden einer anderen Behandlung als dieZu~ 
" '. ~ .: 

rechnungsunfäl:ligen bedürfen. Die mediziniscpe.Be;hand-

lung wird durch andere Haßnahmen zur Sozialisation 

ergänzt oder ersetzt; werden müssen. 

Demgemäß wird sich der personelle Bedarf anders 

zusammensetzen.' Han vlird nur wenig Pflegepersorial, 
, , . 

dafür eine umsogrößero'Zahl vonSozlala,rbeitern und 

für die.a:rbeitsmäßige Soziaiisation der' Uritergebrachten 

befähigter Personen benötigen. Ha Ergebnis ,dürfte bei 

. bei,den, Gruppen ein äru:l1icber Gesamtaufwand entstehen. 

-:E-) Vgl. § 51 des Krarumnanstaltengese-ezes 
-lHi-) Unterausschußsitzung Vom 20 •. Oktober ·197~. 
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b) Zahl der~ unterzubringenden Personen 

Über die Zahl der gegenwärtig in ganz Österreich 

~n psychiatrischen Krankenanstalten angehaltenen 

gefäqrlichen @lsteskY.'2I11f,-g} Rechtsbrecher gibt es zwe;i. 

zeitlich auseinanderliegende Unter,suqhüngen. EJ,ne, von 

Prof~ Hoff und Oberarzt D:;:'. 31l:ga durchgeführte Unter­

suchung hat die Zahl von 277 Personen ergeben 1 eine 

Untersuchung von Prof. lSOlrD~ 'cHe -Zahl vo'n 337 Personen. 

~egt man den Hittelwert beicler unte~"suchungeh von 310 

zugrunde und berücksichti.gt n:x:I'9':daß nur ein Teil -,-,' 

s'chätzungsweise dr'ei' Yiel~t;31' --clerPe;sonen, die derzeit' 

die Voraussetzungen IÜl~ eiTle z'IJangsweise Al~hal tung 

nach demKrank~nanstal tengesetz ef'füllen,auch'-die ' 

vergleichsweisestTenge:C311 Voraussetzungen nach §21 

Abs. 1 erfüllen werde'h~ SOG,-C~12at man~inenDurch- , 

schnittsbelag von 230 zF~::J~;1~:,ungstmfähigen Ilechtsbrecherrl:> ' 

Mit Rücksicht auf dir:; gE;.setzlj.chen Bestimmungen 

über die Dauer derJ~nhalT~,lng l.mddie l~igenart der unter­

zubringenden Rechtsb~ced16r l:crm etne durchschlli ttliche' 

Anhaltungszeit vonlO ,J"lhrerl a[lge:ricrtlmen'''J8rdenr·'d'in~; __ ch' 

vrurde die Zahl der NeuZ1j"ß;~l~ge in jede ni Jahr etvms: über 

20 betragen. 

Die Zahl der un"cer'ZÜbrÜlge11:den ni.cJlt, z~reg.l11)Unlif? ... 
unfähigen Person2-!! kann derzeit nur auf Grund eines 

Vergleiches mit den Ve'rh2.~).t:lj"s3en in der BRD ge schtl-t.:zt , 

werden.aei die~emVerg18ich~ird:dieGesamtz~hld~iih 
der BRD von Str8.:fi~echts \'Jcgen in psychiatrischen Kran~ 
kenanstü.l ten untergebrachten 1.u:'''echht.ulgs'unfähigGl1uhcl 

vermindert zurechnungsfätügell Personen in Beziehung 

gesetzt zur Gesamtbevölkerung der BH.D 1 die dadurch, , 

gewonnene Verhäl tn~szah.lp1jf dis Gesamtbeyölkerung 
i ,: 

Österreichs umgerechnet unr1, vc:::- der auf diese Art 

ermittelten GesamtzahJ clsr lÜG~(, unterzubringenden 
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geistig abnormen Rechtsbrecher die oben ermittelte 
Zahl der unterzubringenden Zurechnungsunfähigen abge­
zogen. -Dabei ergibt sich ein Durchschnittsbelag von 
210-zurechnungsfähigen geistig abnormen Rechtsbrechern. 

l'U t Rücksicht auf die geset_zlichen Best~mmungen 
über die Dauer der Anhaltung und die Eigenart-der Unter­
zubringenden kann eine durchschnittliche Anhaltungszeit 
von 5 Jahren angenommen werden; danach würde die Zahl 
der Neuzugänge in jedem Jahr et\iJ'as über 40 betragen. 

3._ Vorläufi,,&.e:r.. Voll?,uKder Unterbringung zurechnungs­
unfähiger )lechtsb:cechE?r in den fÜlgemeinen .Es.xc~htEJ.:­

trischen Krankenanstalten 
- --

Um das Inkrafttreten der wichtigen B-astimmungen 
über die Unterbringung zurechnungsfähiger geistig abnor­
mer Rechtsbrecher (§ 21 Abs.- 1) nicht bis. zur Inbetrieb­
nahme der zu diesem Zweck neu zu schaffenden Einrichttm.gen 

(siehe unten V 2) hinausschieben zu müssen, wird folgendes 
zu er"vägen sein: 

i. § 21 Abs. -I (und § 25) sowie die entsprechenden 
prozessualen Vorschriften werden zunächst insoweit in 
Geltung gesetzt, als die Anordnung der Unterbringung 
(und ihre Überprüfung) sowie die Entlasstmg daraus den 
St~afgerichten übertragen wird. 

ii. Die VollziGhung findet jedoch- vorläufig nicht 
in einer neu einzurichtenden Anstalt, sond~rn - wie in 
anderen Staaten ~ in den allgemeinen psychiatrischen 
Krankenanstalten statt. Nach Möglichkeit soll dabei 
eine Zusammenfassung des in Betracht kommenden Personen·· 
kreises in möglichst wenigen Anstalten angestrebt werden. 

iii. Sobald die eigene Anstalt in Betrieb genommen 
werden kann, werden die in dieser Weise von den Straf­
gerichten in die allgemeinen Anstalten eingewiesenen 
Hechtsbrecher, deren Anhaltung noch notwendig ist,in 
die Vollzugsanstalt übernommen. 
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4" Vollzug der U:q.terbringung in einer ,Anstalt 

für entwö~nungsbe!türÜige Rechtsb:r:,echel': .. J..§2?1 

a) Erfordernisse 
" 

Die Unterbringung in einer Anstal t für· entv.Jöl1,l1.ung$.,., 
.. ,', .'. .", .' . .... . . .' .. ','....' ..... :.-

bedUrftige Re9htsbrecher dient vor allem der Soziali~ 

sation du!ChEntwöh;ung. Dies e.:rfo~"o.ert 1,iber das ' 

Bewachung~'- \lnd Verwal t~ngsperS0l'l·~,l .. hil~av_s medizinisch-;:-. 

akademische;s und Pflegepersonal sowie Pe!'sonal zur 

sonstigen sozialisierenden Behandlung. Daher werden ... 
. • .!. .• '. .' . 

die personellen Erfordernisse etv.Ja denen derUnterb:cin-

gung geistig abnormer Eechtsbrecher entsprechen. 

b) Zcihlderüriferzubringenden Personen 
::...:' 

Die Zahl der in ein?r.Anstaltfür entwöhnungsbe­

dürftige Rechtsb.l~e,cl1erunterzubringenden Personen hängt 
ua. von der iern' ein~eln;~n nicht" vorhersehbaren wei.teren 

. ,- . ,,_. 

Entwicklung des Suchtmittelmißbrauchs ab. Nach einer 

EmpfehluJ?g des ärztlichen Leiters der bed.eutendst.en in 

Österreich auf dem Gebiet der' 1\ 11\:ohq 1-:- und Suchtlnittel-. -,', 

entwöhnung bestehen.den Einrichtung 9 des Genesungsheimes -

Kalksburg , Prof. Kryspin-Exner, . ist. für die in Auss-ich-t 

. " genommene Anstalt mit· einemDurcl~schni ttsbelag von 

60 Personen zu rechnei1. .'. 

Ni t' Rücksicht· uuf die gesetziichen Bestimrimngeri" c 

über die Dauer der ·ll.nhaltling und die Eigenart der 
Behandlung kann eine durchschnittliche Anhaltungszeit 

von 1 bis 1 1 /2 J8,hl~en angenbmmenwer4en; danach V>rLlrdo 

die Zahl,der<'Neuzugänge in·jedem J.ahr'etwa '40 'bis60,; 

betragen. - . "< ,~'.:., 

.-':, " 

,. .5 ," 

, '.,' . :} I " 
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2~011..?u..& q.En~J~}:2,tin~1L ÜL~in.2.f AnstaJ,t 
für MfELhrli<;:he f.tückfallstäter (§" 231 

a) Erfordernis~e 
, " 

Die Unterbringung in einer Anstalt "für g~fährliche 
Rlickfallstäter soll vor allem den Rechisb~~6her an der 
Begehung weiterer strafbarer Handlungen 'hindern (Siche­
'rungszweck) 7 anderelnsei ts wird aper auCh hier vers~cht, 

.' . ,-

den Rechtsbrecb.er zu einer rechtschaffenen, und den 
Erfordernissen des Gemeinschaftsleb~ns angepaßten te­
benseinstellung zu verhelfen (Sozialisationszweck). 

Diese Zwecke erfordern einen Vollzug ähnlich dem~ 
jenigen, der gegenwärtig in den Arbeitshäusern an 
8,rbei tsscheuen Rückfallstätern durchgeführt wü';d. Die 
personellen Erfordernisse eines solchen Vollzuges 

decken sich ungefähr mit denjenigen des Vollzuges 
längerfristiger Freibeitsstrafen. 

b) Zahl der unterzubringenden Personen 

Für die Schätzung der Zahl der voraussichtlich in 
einer Anstalt für gefährliche Rückfall~täter unterzu­
bringenden Personen bieten .sich z1,vei v/ege an."· Nc):n kann 
entweder an Hand des im Strafregister gespeicherten 
~!Iaterials ermitteln, wie viele der in einem bestimmten 
Jahr verurteilten Personen die objektiven Voraussetzun­
gen (AnlaBstraftat, Vorstrafen)fUr eine splche Unter­
bringung erfüllen und sods.nn schätzen., bei ltlie vielen 
davon zugleich die subjeldiven Voraussetzungen· (nüclc­
fallsgefährlichkeit) vorliegen und vielehe weitere ::":";nt­
wicklun,g die Zahl der einschlägigen Verurteilungen 
voraussichtlich nehuen' vIird. Eine solche Schätzung hat 

" ) Prof. Graßberger vorger.,ommen; ;,- die Schätzung ist zu 

*) Öste~reichische Juristen-Zeitung 1972 S. 602 f. 
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einem jährlichen Ne,uzugang von 85 Männern und 8 Frauen 
g~langt, was bei einer angenommenen durchschnittlichen 
Anhaltungszeit von 3 Jahren einem Durchschnittsbelag 
von 255 Männern und 24 Frauen entsprechen würde. Dieses 
'~J;rgebnis wird gestützt durch ein~ im Bunddsministerium 
'für Justiz angestellte Berechnung ~ bei' der anstelle der 

. _. . 

Zahl'der in einem bestimmten Jahr Verurteilten die Zahl 
der durchschnittlich im Arbei tshaus angehaltenen Rechts­
brecher zum Ausgankspunkt' der Überlegungen genOrl1men ' 

" :', 

worden ist. 
Beide Ergebnisse bedürfen jedoch i,nsofern eii1.er 

J3eri~htigung, als ihnEm die,Bestimmungen der Reg;ie-' 
rungsvorlage zugrundeliegen.Nach dem derzei.tigen Stand 

, " 

der Beratungen in dem vom Justizausschuß des National-
rates zur Vorberatung eingesetzten UnteraUsschuß sind 
in z\ilrei Richtungen, J\nderungen zu erwarten, die eine 
Verringerung der Zahl der unterzubringenden Personen 
bewirken werden: einmal werden als Anlaß- und Vorstraf­
taten nur mehr bes-'cirilmte Arten strafbarer Handlungen 
'in Betracht kommen,. zwn anderen wird einebedil1.gte 
Nachsicht der Unterbringung c,m Ende derStrafverbüßung 
möglich sein. 

Danach wird die Zahl der jährlichen Neuzugänge 
"voraussichtlich nicht mehral,s 70 Männer' und 7 Frauen 

Und dementsprechend der Durchschnittsbelag,vora.us­
sichtlich 210 l\1ännepuna. 20 Frauen betragen. 

I1I . Vorbereitung d=e$ V@zuge_s der Frei.4ei i;;s-: 
strafen 

a) Inhaltliche Ausgestaltung 
.' . " 

Das neue StGB wird dem Vollzug von Freiheitsstrafen 
insbesondere folgende neue Aufgaben zuweisen: 
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Die Umstellung auf die ·E·inhei tsstrafe wird die 

bereits praktisch wei tgehel?-d abgebauteDifi~l~e~zierung 
in vier Förnlen der Freihei tsstrafebese-ttigen,andersei ts 

'. -- . , - ' .,-, -" 

. aber der Errtwicklungunterschietllicber,Formeh des Straf-
." .. . 

vollzuges nach§ 12~3 des Strafvollzugsge$et~e.s ",!ei teren 

Haum geben~ 

Entsprechend <ter .. den Bestimmungen über die Unter~ 

bringung entwöhnungsbedürf.tiger Rechtsb.recher zugrunde·~ 

liegenden Vorstellung,\vonach im Rahmen eines~lenigstens 

zweiJährigen Strafvollzuges auch ~ine Entwöhmmgsbe­

h2.ndlung durchgeführt werden kann, "iird Vorsorg·e für 

die :Durchführungeiner solchen Behandlung in diesem 

nahmen zu treffen sein. 

Im Hinblick auf die Bestimmung über die tJnterbrlri­

gung gefährlicher Hückfallstäter wird Vorsorge dafür 

zu treffen sein, daß Verurteilte, bei denen eine solche 

Unterbringung nach Str'afverbüBung angeordnet' \'iTorden 

ist"berei ts im Strc1.fvollzug unter erhöhten· Sicherheits-

vorkehrungen gehalten werden. 

b) Zahlenmäßige Auswirkungen 

Das neueStGB läßt folgende zahlerunäßJge Auswir .... 

l{ungen auf den Vollzug von Fi'eihei tsstrEtfen· erwarten: 

i. Die. Bestimmungen insbes.des § )6 Uber die 
. . ..' ,., 

Verhängung von Geldstrafen statt Freiheitsstrafen 

(und des § 3Tüber die, i:lahl zwischen Geld- und Frei­

l'leitsstrafen) lassen einen Rückgang des. Vollzuges kurz­

fristiger Freihei tsstJ:-'afen ervvarten.Nach einer Schätzung 

wird sich die Zahl der Strafvollzugstage insgesamt ~or­

aussichtlieh bis zu )0 ~'S verringern. lVIi i Hücksicht darauf, 

daß die in Rede stehenden Bestimmungen nach denl derzei~ 

tigen'Stand der Beratungen im Unterausschuß des Justiz-' 

D.usschusses z.T. etwas ~trcnger gefaßt vlerden dUrften, 

\vird . sich die richtige Z;:,111 eher im 'Unteren Bereich 

. 'dieses Schätzungs'spielraull1s bewegen. 

ii. 'Sobald Einrlchturigen· für den Vqllzug der Unter­

bringung zurechnungsfähiger Rechtsbrecher. in einer 

Anstal t für geistig C"lbnol..;'me Rechtsbrecher und für den 
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Vollzug der Unterbringung in einer Anstalt für entvlöh-­

nungsoedürftige F\.echtsbreche~ zur Verfügung stehen (siehe 

. unten V 2), vrird im Hinblick darauf, daß dann die entspre­

chenden Strafzeitenauch in diesen Einrichtungen zu voll­

ziehen sein werden, ins Oi're i t eine Entlastung der Anstalten 

zum Vollzug von Freiheitsstrafen eintreten. 

iii. Im üqrigen werden manche Bestimmungen des 
. . 

neuen. StGB, ·wiez.B. die rnildere Einstufung. einzelner. straf~ 

. barerHandlungen,eine Verringerung der Zahl der Strafvoll­

zugs.tage;; andere .J;\estimmungen wieder, wie, z.B. die Eli'lfüh­

l'ung' einer allg~li1ei~en ,Strc:.fschärfungsm,ögl.ichkei t : bei. 

nückfall,eine Vermehrung dieser Zahl zur Folge haben. 

Im Hinblick aUf diese Gegenläufigkei ten ii:lt davon in1JEr~ 

gebn;Ls keine ins Gewicht fallende zahlenmäßige Ausvdrkung 

zuerwal .... ten .. 

c) Haßnnhrnen, die unabhängig vom Inkrafttreten 
des neuen StGB erforderlich sind 

. Unabhängig vom Inlo:'afttreten des neuen StGB. er-­

fordern der derzeitige bauliche Zustand zahlreicher beste­

hender Einrichtungen zwn Vollzug von Freiheitsstrafen sowie 

die derzeit gegebenen qU8.ntitativen und qualitativen 

Fehlbestände im Bereich des Strafvollzugspersonals zur 
. ~ '. . -

I!lrfüllungder Aufgaben,die dem Vollzug bereits nach dem 

'Strnfvollzugsgesetz, BGBl. 1969/144, gestellt sind, eine 

k(eihe von Maßnahmen. Dieser Umstnnd sowie der' Umfang und 

die Kosten dieser Haßnahmen sind dem Nationalrat bei;"ei ts 
," . . " . 

in dem Bericht des Bundesministeriums für Justiz betr. Probleme 

des Strafvollzuges, Zl. 45.400-:27/72, vom 29. Hili 1972, zur 

Kenntnis gebracht "mrden ~ auf dies,enBericht darf hiemi tnus~ 

drücklich hinge\'Jiesen wer'den. . . 
. Die nach der oben unter b) ·geg~bene Darstellung zu ervmr-

:tende.Verringerung der Zahl der Strafvollz~gstagoVJird eHe in 

dein oben erv"ähnten Beri9ht in AU$sicht gestell tenBemUhungen 

1..un eine Verminderung des derzeit in. vielen Anstalten bestehen­

den zahlenmäßigen Überbeiages' und Ull1 e~nen 'wirtschaftlicheren 

ninsatz der zur Verfügung stehenden thttel und Kräfte erleich­

tern. 
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IV. Vorbereitung der Durchführung der 
BevJ'ährungshilfe 

1. Gesetzliche Grundlasen 

'Das neue StGB sieht vor, daß im Fall der bedingten 
Nachsicht einer Strafe oder vorbeugenden Maßnahme undi'm 
Fall einer bedingten Entlassung aus dem Vollzug einer 
Freihei ts 13trafe oder vorbeugenden ~1aßnahme das Gericht 
dem Rechtsbrecher einen Bewährungshelfer zu bestellen'hC3;t" 
sowei t das notwendig öder zweckmäßig i,st, um den Rechts~ 
brecher von "leiteren mit Strafe bedrohten Handlungen ab~ 
zuhalten (§ 51). Die Aufgaben des Bewährungshelfers ent .... : 
sprechen dabei denjenigen, die schon bisher nach den 
§§ 19 und 21 des Jugendgerichtsgesetzes 1961, BGBI. Nr. 278, 
für die Bewährungshilfe bei Personen bestehen, diev.Jegen 
Jugendstraftaten verurteilt worden sind (§ 53). 

,Die näheren Bestimmungen über die Durchführung 
der Bewährungshilfe sind derzeit teils ebenfalls i'm 
Jugendgerichtsgesetz 9 teils im Bev.Tährungshilfegeset,z, 

BGBI. 1,969/146, enthalten. Um entsprechende Bestimmungen' 
auch bei Personen anv.fenden zu können, die wegen Straf- " 
taten Erwachsener verurteilt werden, bedarf es, einer Er­
gänzung der Strafprozeßordnung und einer Anpassung des 
Bewährungshilfegesetzes (siehe oben unter I 2 b). 

2. Sachliche Erfordernisse 

Zu Bewährungshelf,ern sollen so wie bisher,auch 
künftig sowohl, hauptamtlich (hauptberuflich), als auch 
ehrenamtlich tätige Bewährungshelfer herangezogen werden. 
Der Stand an hauptberuflich tätigen Bewährungshelfern*) 

! • ' , • 

~~) Bei d~n hauptberuflich tätigen, Bewährungshelfern handelt 
es sich derzeit nahezu ausschließlich üin Bedienstete aus 
dem Verwaltungsbereich des Burtdesministeriums ,für Justiz, 
die g.em~§ 26 des Bei,rährungshilfegesetzes E;liner der in 
der Be"'Jährungshilfetätigen privaten Vereinigungen zuge-
teilt worden sind. , 
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in ganz ÖstBrrE?.~,~1} .. 'l?~."t~~.g-~ . d:e:rz~:i;t 90 Personep. Damit 
• ". _ ..••. " .. • " " I 

ist der Bedarf im Berei;90-:q.~r.'Ju~enc1strafrechtspflege 

zu etirfa 3/!J,· gedeckt. 

Die Zahl der rt~chtsbrechep, für die zwar nicht 

i<:;;rrach'denbisner geltenden, Bestimmungen, wohl aber nach 

deh :Bestimmurfgen .~des. neueh,stGB 'e.1n Be'lt1ährungshelfer~u,. 

bestell'en' sein: wird, kann nur. ge'~chätzt-·werden,E;i~(3n' 

Anhal,tspunkt.gibt.das·Verhijltnis ,per Zahl der ~.c;lj.i11ß~.e.n:; 

, :Nerur-t,eilungen:' unclb'edingiten StrafDaohs i chtell irlf3:g~rl,', ptEaf ~ 

taten·Jugendlicher.einerseits. ~md derbedingteI1:; ,ßtli';8;.f).'l.app.­

si.;chtwegeri·Strafta-cel1 Er",ra;chsener an9_erSEü ts~· ,:1i;;s "pet~;rt1g; 

im Durchschnitt,: dei' Jahre 1970/71 rUl?-d .'.1 ~.7 ••. Zieh-~"m8~n ·i11 
Betracht;' daßEr~"a:chsene.imaI1gemeinen reifeJ:"und,.d.ah,E?~r. 

eher imstande, sind ~.ej;neBewäh~ungszei t, olme Hilfe; ?u 

b'e,stehen, und Uberdies.künftig mehrz.uGelEls:tpa:f-en,$.l~;.zu 

bedingten.Freihei tsstrafen .. verurteil·t . .Werdensollen~: .,?C;>, •. 

istarizunehmEm,daß der,Bedarfnn hauptamtlich (haupt­

beruflich) i tätigen Bewährungshelf$rn im'Zusammennarlg mit 

strafrechtlichen Reaktionen i alJ,;f :8traf;tqtenEr'lßl(ölcl}seller, i'. 

zumindest dreimal 'so hoch sein wird wie der: Bedarf·irnuZu-- - . '.' .. . ~. " '.. . '., '" . .: '"' ',',' 

sammenhang.mit strafrechtlichen, RElC3.ktiopenat;lf StrEl.f~ai:;en 

Jugendlicher insgesar~t. , 
1 ;' 

- " .. . . ",' ~ . J : (. 

V. Vorhaben zur Durchführung des Vollzuges der 

im neuen StGBvorg'eselleninvorb=euger,W.en Naß­

nahmen'LU1d : des Strafvollzuge,s ,einschließlich 

der' Bevlährungshilfe ?..;.~E?.r.forderliche Budgetm~ ttel·.: 

In diesem Teil des vorliegenden Berichtes werden 

<:li.~ konkreten ~1Cl,ßna.hmen dargestellt~ . die. irflHinbliCk.,·auf 
.. di.~' in den vorangeh€ind'en 'Teii~ncl'a'rgele'gt;e'~ j:\.Ufg~be~~ " 

... ~teliunge;n und ;El"f~rfdernissenath: Ahsiclrb'd(s "Bundes-
" :~.! .. l 

.... ~ministeri'ums für Justi:z zU!-,,:·DV;vQhfüh;rul1g d8ß' Vol1z!:-lges 
. " . . \". ,\-.: 
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der im neuen StGB vorgesehenen vorbeugenden Maßnahmen,und 
des Strafvollzuges eihschließlich der Bewährungshilfe 
notwendig sind. Zugleich werden die dafür erforderlichen 
finanziellen Mittel angegeben. Zur YermeidlIDg; von Mißver;,.; 
ständnissen hinsichtlich dieser Angaben ist einerseits 
auf die Austtihrungenunter I 2 c hinzuweisen,anders,ei ts,· 
darauf, daß sämtliche Schätzungen - auch soweit sicBichauf 
Kosten beziehen, die erst im Laufe mehrerer Jahre eintreten 
werden - das Preis~ und Lohnniveau zum Stichtag 1. f,iärz 1973 
zugrundegelegt und also auf keinerlei zukünftige Änderungen 
dieses Niveaus Bedacht genommen worden ist. 

2. Vorhaben 'zur Durchführung des Vollzuges der, 
Unterbringung in einer Anstalt" für geistig ab ... 
norme und entwöhnungsbedürftige Rechtsbrecher 

Zur Durchführung der in der Überschrift bezeich-
neten flIaßnahmen ist die Neuerrichtung eines Anstal ten­
komplexes in der Nähe Vliens beabsichtigt. Hiefür wird ein 
Zeitraum von mindestens 10 Jahren benötigt. 

a) BauaufitJ8.nd 

Bei einem angenommenen Platzbedarf für 210 zu­
rechnungsunfähige und 230 zurechnungsfähige geistig ab­
norme sowie 60 entl'!öhnungsbedürftige = insgesamt 500 

Rechtsbrecher ist der einmalige Bauaufwand nach den Er.;;. 
fahrungenbei der Errichtung von Spitalsbauten zu veran­

schlagen mit rund 859 l'Ho S. 
Dieser Aufwand itJÜrde sich auf die Zeit von 

10 Jahren ungleichmäßig vert.eilen~ in derZeit der Vor­
bereitung des Baues (Erstellung eines Raum .... und Funktions­
programms, Durchführung eines ArchitektenvJettbewerbes, 
baureife Planung), d. s. die ersten 5 Jahre, 'würde der 
jährliche Auf1ilJand von rund 2 auf rund 20 r,uo S steigen, 
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in der Zeit der eigentlichen Bauführung~ d.s. die zweiten 

5 Jahre ~ würde der jährliche Aufvmnd jeweils z'wischen rund 
100 uhd rund 200 Hio S liegerL ~-). .. 

··b). Personalaufvlan.d 

Bei vollem Betrieb des'in Rede stehenden ß,n­

stal tenkornplexe's' werden hiefür 500 Personel~ benötigt. 

Dies entspricht einem .jährlichen Pe'rsonalmehrauhr:ahd' von 
rund 51rlfio S. ~-~(-). .... , 

c). ,sachauf1rland 

Bei vollem Betrieb des in Rede stehenden An ... 

stal tenkomplexes i"st nach Erfahrungen mit einigerriiaßen' 

vergleichbaren Anstalten, d.s. d.ie ,Sonderanstalt für 

Jugendllche . Gerasdorfund die '. Sohderarl'stal t·'Mitters·teig 

(Wien),' d.er' jährliche· Sachaufwand zu .veranschlagen mit 

rund 21 15' ruo' S. ", 

~~). In den veransch~0gten Aufwand sind KQsten .. für dÜ;l 
Berei tstellung von Personal\lrohnungen nicht· inbe~· 

griffen. Bei einer Errichtung des Anstaltenkomplexes 
in der Nähe i!Tiens ist anzunehmen 9 daß solche '\vohnun­
gen für etwa 30 %des Personals ~ Cl. s. 150 Personen, 
benötigt werden. ::Jie Kosten je':fohneinhei t müssen mit 
600.000·Sveranschl?-gtwerden~ danach ergibt sicheln 
zusätzlicher. Aufwand von rund 90.1\110 S . 

.,'E-*). Hiebeiist der aus dem ·Bundesvoranschlag für· das Jahr 
,1973 .sichergebende "Durchschnittsbezug zugrundegelegt. 
Es ist jedoch' 8inersei ts zu berücksichtigen, daß 'das' 
hier benötigte Personal zum überwiegenden ;Teil höher '., 
qualifiziert se:in muß (siehe oben unter 11 2 a 9 b und c)., 
und daß angesichts des bei diesem Personal bestehenden 
NIßverhältnisses zwischen Angebot und Nachfrage eine 

. a;lJ.sreichende Personalgewinnung .' zu konventionellen Be­
dingungen nicht möglich sein wird. Unter Bedachtnahme 
auf diese Überleg1..Ulgen .wäre der Ansatz 'zu erhöhen um 
rund 20 bis 30 ruo s. 
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'd) Kosten der vorläufigen Unterbringung zurechi1ungs­
tmfähiger geistig ab,nö.rmerReehtsbreehet'.in:d.erL-:· 
allgemeinen ';psychiat~isehen: Krankenanstal te'n 

. -- " ...... ', ..... 

Bei einer angenommenen Zahl von 20 Neuein\lreisungen 
im Jahr (siehe oben 11 2 b) und. einem Tageskostensatz von 
500 S~~) belaufen sich die vollen Kosten einer solchen 

--

Unterbringung' im ersten Jahr auf rund :3 9 7 T-Ilio S. Die, 
Kosten steigen jährlich um diesen -Betrag und belaufen-­
sich im 10. Jahr auf rund 37 Mio S.' 

3. Vorl}aben zur Durchführung des Vollzuges der ,_, _ . _, 
Unterbringung in einer Anstal t für ge-fährliehe 

nücldallstäter 

Unbese)1adet weiterreichender Pläne für die Er­
richtung einer eigenen 9 für die mit dem Vollzug der _ _," 
Unterbringung in einer Anstalt für gefährliche Hückfalls':" 

". -' 

täter zu verfolgenden Zwecke besser geeigneten Anstalt 9 

ist vorderhand. beabsichtigt~ den Vollzug an ,männlichen 
Verurteilten in dem bisherigen Arbeitshaus Suben und 
den Vollzug an weiblichen Verurteilten in einer Abteilung 
der Frauenstrafvollzugsanstalt Schwarzau/Steinfeld durch~ 
zuführen. 

a) Baukosten 

Die Umwidmung der Anstalt Suben wird voraussieht-, 
lieh gegenüber den bereits in dem Bericht betreffend. 
Probleme des Strafvollzuges vom 29. Mai 1972 -,So 13 

Der Satz von 500Sberuht auf der Überlegungs daß derzeit 
die vom Bund nach § 71 des strafvollzugsgesetzes für die 
Unterbringung erkrankter Strafgefangener in allgemeinen 
Krankenanstalten zu ersetzenden täglichen Pflegegebühren 
im Durchschnitt bei 430 ,S liegen 9 elie Unterbringung in 
einer psychiatrischen Krankenanstalt aber erfahrungsgemäß 
mit überdurchschnittlichen Kosten verbund.en ist. Die - z.B. 
von den Sozialversicherungsträgern ~ geleisteten Ver-

pf1egskostenersätze liegen weit niederer 9 z.B. bei 200 S. 
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bekanntgegebenen Kosten für den beabsichtigten Um- und Ausbau 

dieser Anstalt (Generalsanierung) -rund 50 rHo ,s - keinen 

nennenswerten r·1ehraufwand erfordern. 

Die Umwidmung eines Teiles der Anstalt Schwarzauj 

Steihfeld wir-'d ~or~ussichtlich keine höheren Kosten verur­

; sachen alsrtind 'O~ 1 Mio' S. 

b) Personrilkost~n 
, ,-, 

Die Umwidmung der Anstalt,suben und, eines Teiles <;3,er 
•• " 0 __ •• 

Anstalt ,schvmrzaujSteinfeld erfordern, im Hinb).iclc auf die 

dadurch gesteigerten Anforderungen eine Aufstockung de~" ' 

Personals um 35 Personen 9 d. i. einen j5ihrlichen Per's'onal-' 

aufwand in der Höhe von rund 3 9 6 l'Ho,s. 

4. Vorhaben zur Durchführung des Strafvollzuges 

Aus den oben unter III dargelegten Gründen darf hiezu 

lediglich auf den Bericht betT. Probleme de's, 8trafvoll-' " 

zuges vom 29~ M~i 1972 hingewie~en werden. 

5. Vorhaben zur Durchführung der Bewährungshilfe 

Beabsichtigt ist die Aufstockung der Zahl der dzt. ' 

90 hauptamtlich (hauptberuflich) tätigen Be',vähr,ungshelfer' 

auf insgesamt 480 Personen. Da es nach den bisherigen Erfah= 

rungen nicht möglich sein wird, hiefür jährlich mehr als 30 
Personen zu gev/innen? vdrd sich die Aufstockung über minde­

stens 13 Jahre erstrecken.*) 

'l:') Es ist daher beabsichtigt?· die Bestimmungen über das 
Inkrafttreten des neuen StGB dahingehend zu ändern~ 
daß die Bestimmungen über die Bewährungshilfe zunächst 
nu!rfür eine an ,die,Jugendlichen unmittelbar anschließende 
Altersgruppe u..nd erst später auch für \lmitere Al ters,gruPIten' 
in Kraf~treten. ' 
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a) Pei"'sonalmehraufwand 

Der Personalmehrauf~vaQ.gv-rird sich mithili im. 1., Jahr 
belaufen auf rund 3,1 r1io 3 9 ' der Mehraufi'Tandvr1.rd· jähr­
lich Um diesen Betrag ansteigen und beläu:ft'sich demnach 
im 1 3. Jahr auf rund ,39,8 1l/[i 0 S. 

b) . Sachnufvmnd 

. 'Im Hinblick darauf 9 daß die Führung der Bewährungs­
hilfe vorläufig noch im ,sinn des Dritten Abschntttes des 
Bewährungshilfegesetzesprivaten Vereinigungen übertragen 
ist, kann der zu erwartende Sachmehraufwand derzeit ledig­
lich im Rahmen dieser Art der Durchführung geschätzt wer­
den. Die durchgeführten Schätzungen haben für die. Jahre 
1974 bis 1977 einen Gesamtsachaufwand ergeben, der sich 
im ersten Jahr beläuft ·auf rund 13,4 Mio S und im 4. Jahr 
(Ende des Schätzungszeitraums) auf rund 21 9 2 Mio S.-:~) 

6. Gesamter Mehraufwand 

Der gesamte r1ehraufwand wegen der im VorstehendEm 
angeführten Vorhaben - also ohne Berücksichtigung der 
Vorhaben im Bereich des VollzVges von Freiheitsstrafen 9 

dleunabhängig vom Inkrafttreten des neuen StGB erfor­
derlichsind , vIUrde sich nach den im Vorstehenden unter 
2 bis 5 angeführten Schätzungen in den nächsten 10 Jahren 
entsprechend der tieferstehenden Aufstellung entwickeln. 

Bei der Aufstellung ivird davon ausgegangen, daß mit der 
Vorbereitung der Errichtung des oben unter 2 bezogenen 
Anstaltenkomplexes - die diesbezüglichen Kostenschätzun­
gen sind jeweils besonders ausgewiesen - npch in diesem 

~~) Der in den genEmnten Beträgen nicht inbegriffene Auf­
vv:and der Heime für dfe Bev-rährungshilfe i. S. des § 13 
des Bewährungshilfegesetzes beläuft sich im ersten 
Jahr auf rund 9,8 Mio S, im 4. Jahr auf rund 19,6 Mio S. 
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Jahr 1973 begonnen werden kann; der Sachaufwand der Be­

währungshilfe (oben 5:b)' ab 1978 niuß~ da diesbezügliche 

Sch~tzungen noch nicht erstelltv",erden könneh1 ,insbfern 

-~bbe:r:licicsichtigt bleiben, alser'jew~ils nur mit dem für 

das Jahr 1977 geschätzten Betrag veranschlagt ,;,ird. 
.... , . 

Jahr Bauaufwand Personal~ u. Gesamter Nehr-
in rllio S Sachaufwand aufwand 

.r." -_. ,'" . in Mio S in l.\1io S: 
• ,' • .i 

1 

1973 2 ,- 2 
1'974 " '2 16,6 18 6 ~ , 

1975' 6 ,,29,5 35;5, 
1976 20 38,6, 58,6 
1977 "",, 20 '48 '7- 68 3 , , :) 

, ' " 

1978 100 .,' 55 1 155,1 " ' 

1Q79 
,,' 

150 61,9 211 '9 ,', .-, ~ , , 

1980 '200 68;7 268,7 
1981 200 75,5 275,5 
1982 150 ,82,3· 232,3 

* 
Die Ilealisierung und Finanzierl.\ng dieses Programms 

hängt '.rresentlich von der 'DurchfUh'rung. des langfristigen':In­

vestitibnsprogramms des Bundes für die Jahre 1973 bis 1982 ab. 

, Die 'Dotierung des Programms für die einzelnen Jahre richtet 

'sicH' nach der j e1tle iligen Budgetlage • 

. ",,' -)f 

Ich behalte mi~ eine erg~nzende Berichterstattung im 

'Gegenstand, 'insbesondere'über die im Laufe des Jahres 1973 ge­

troffenen ,einlei tenden. I\1aßnahmen, vor. 

29 .]\1äi :1973 
Der Bundesniiriist,er:·' 

B rod a 

i·.·· 
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Anhang 

Auszug aus der Regierungsvorlage eines Straf­
gesetzbuches 930Blg.' NR,XI!l.. GP,? nach dem 
Stand der Beratungen in dem vom Justizausschuß 
des Nationalrates eingesetzten 'Unterausschuß 

am 12. Mai 1973 

Unterbringung in einer Anstalt für geistig abnorme 
Rechtsbrecher 

§ 21. (1) Begeht jemand eine Tat~ die mit ,einer 
ein Jahr übersteigenden Freiheitsstrafe bedroht .ist~. und 
kann er nur deshalb nicht bestraft werden, weiler sie 
unter dem Einfluß eines die Zurechnungs;fähigkeit aUS­

schließenden Zustandes (§ 11) begangen hat, der auf einer 
geistigen oder seelischen Abartigkeit von höherem Grad 
beruht, so hat ihn das Gericht in eine Anstalt für geistig 
abnorme Rechtsbrecher einzuweisen, wenn. nach seiner Person, 
nach seinem Zustand und nach der Art der Tat zu befürchten 
ist, daß er sonst unter dem Einfluß seiner geistigen oder 
seelischen Abartigkeit eine mit Strafe bedrohte Handlung 
mit schweren Folgen begehen werde. 

(2) Liegt eine solche Befürchtung vor, so 
ist in eine Anstalt für geistig abnorme Rechtsbrecher auch 
einzuweisen, wer~ ohne zurechnungsunfähig zu sein, unter 
dem Einfluß seiner geistigen oder seelischen Abartigkeit 
von höherem Grad eine Tat begeht, die mit einer ein Jahr 
übersteigenden Freiheitsstrafe bedroht ist. In einem 
solchen Fall ist die Unterbringung zugleich mit dem 
Ausspruch über die Strafe anzuordnen. 
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l1eehtsbrecher 

§ 22, (i) F!3)~ eii;'Jr;i Iv'llßbrauch eines berauschenden 

ru ttel$. od~rS~1~h:l:;mit·Crsl;:.;· ~;r'g'(~bcn. i.st und vlegen~ einer im 

mi't; seiner Gewöhnung 
begangenen c+"'a·f'1'·'l.r''''1 7:;''"''~1(: ";;""'; 0" 0'0' ;;'r' C,ro;"'eV1 ~.b'eg·e1.1ung e1." ner . ",' Cl ,.'_1, _ .;C . \,"'.~ ,! j,_,".~,. ~~_tJi,.:.~c) .. _'i:" ,J~ ·,J5 .... 1 

mi t Strafe bedrc.i1ten HarJ.f.:t'j.1.1n·,,S im Zustand voller Berau­

schung (§ 29L.;·) v'e:rilrt':),iIt' \li 2:-'c1 9 i..st vc:,~ Gericht in eine 

P..nstalt für Ent·,TeY:1l1.l.rLlz,sbedUr'ftig'3 Rechtsbrecher einzu­

weisen, wenn nach seinei" POY'30n lli.1d nach d.el'-' Art der Tat 

zu befürchten ist 9 daß er' S9:i~St ini Zusammenhang' rr;it 

,seiner, Ge1:Jöhnung an beräuscE~s'nd9 1\1 i t-cel oder Suchtmittel 

eine mit Strafe bed.rohte Eanr.l1ung mit Gchworen Folgen 

oder doch mj_ t Strafe o3cJ..r'oht:? H::J.::1.dh;m.g init nicht bloß 

leichten Folgen begehen we~d2. 

(2) Von r:lC?j' TJüteroringung j_st abzusehen 9 

wenn der Recht2b:'"'echcl' L121:c ,2.1s zwei ... Tah:c"'e i.n Strafhaft 

zu verbüßon hat 9 die Vore.u:.3se-czungsn für seine Unter~ 

bringung in oiner Anstalt :;:Ur goistig abnorme Ilechts­

brecher vorliegen OCtC L' cl2}:' ','-,;rsuch oir_8r EntwÖr.Jl1,mg von 

vornherein 8uss:L,cht:::;lc::', i:/'.l1oint. 

_U_n_t_e_r_.2.,,=ri:2g~!~iIL.~i!}2F J~~~2.!,r~Ü !~..1Ü!, .ge fähr li2.~ 
. RUckfallEt~ter *) 

§ 230 (1) Wird jemmld nach Vollendung des vier­

undzwanzigsten Leb$Ylsjahre:s '!regen ein"jr oder mehrerer vor­

sätzlicher Handlungen zu einer, mindastens zweijährigen 

Fr'eihei tsstr~fe verurte.LLt 9 so hat cl.:J.s Gericht zugleich 

seine Unterbringung. in eine:::~ J\nstal"~ fiIr gefäbrliche 

Rückfallstäter an.zuordnen 9, 

-l~) Endgu"l +1." '''''e -"''-':=' -'l'-'" rr ~To·"'-f),·o·l'1.a~1 -t:;' e-"" - vb .... 0 ... ~b ll~b \f J.. )ov ...... •.•• ~ __ ,I "J.':_~ 
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1. wenn die.Verurteilung ausschließlich oder 
:lJ.berwiegend wegen einer. oder' ,mehrerer strafbarer Hand~ 
lungen gegen Leib und Leben 1 gegen die Freiheit? gegen 
fremdes Vermögen ~ gegen die Sittlichkeit, nach § 6 Abs.. 1 

. ~esSu9htgiftges~ize~,'BGBI. Nr~234/1951, .oder ~egen 
einer oder mehrerer gemeingefährli6her strafbarer Hand~ 
lungen erfolgt, 

2. wenn er bereits zweimal ausschließlich oder 
überwieg~nd iJllegen solcher Handlungen zu Freihei tsstrafen 
in ,der Dau~r von jeweils mehr·. als sechs. Monaten veru.rteil t 
worden ist und deshalb vor J?egenung der n'Lmmehr abge­
urteilten Handlungen, jedoch nach Vollendung des acht ... 
, 
zehnten Lebensjahres mindestens achtzehn Monate in $traf­
haft zugebracht hat und 

3. wenn zu befürchten ,ist, daß er wegen ~seines 
. Hanges zu strafbaren Handlun,gen der in2. 1 g-enannt,en Art 

oder weil er seinen Lebensunterhalt überwiegend durch 
80l6he strafbare Handlungen zu gewinnen pflegt, sonst 

. . ; 

wei terhin solche strafbare Handlungen mit sch\veren Folgen 
begehen werde. 

, . 
(2) Von der Unterbringung ist. abzusehen? 

wenn die Voraussetzungen fUr die Unterbringung des Rechts­
brechers in einer Anstalt für geistig abnorme Rechts­
brec.her vorliegen. 

(3) Die Anhaltungin einer Anstalt für 
geistig abnorme Rechtsbrechernach § 21 ß"bs.2 oder in 
,einer Anstal t für entwöhnungsbedürftige RechtsQr.echer 
steht der Strafhaft (Abs. 1 Z. 2) insoweit gleich, als 

. die' Ze'it der Anhaltung auf die Strafe anzurechnen ist •. 
,", ' . " .' . . 
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(4) Eine frühere Strafe bleibt außer Be­
tracht, wenn seit ihrer Verbüßung bis zur folgenden Tat 
mehr als fünf Jahre, vergangen sind~ In diese Frist werden 
Zeiten, ',in denen der Verurteilte auf behördliche' Anord­
nung angehalten worden ist, nicht eingerechnet. Ist die 
Strafe nur durch Anrechnung einer Vorhaft verbüßt worden, 
so beginnt die Frist erst mit Rechtskraft des Urteils. 

(5) Ausländische Verurteilungen sind zu 
berücksichtigen, wenn die Voraussetzungen des § 76 vor­
liegen und anzunehmen ist, daß der Täter auch von einem 
inländischen Gericht zu einer Freiheitsstrafe von mehr 
als sechs Monaten verurteilt worden wäre und die zur Er"'; 
füllung der Voraussetzungen des Abs. 1 Z. 2 erforderliche 
Zeit in Strafhaft zugebracht hätte. 

Reihenfolge des~ollzugs von Freiheitsstrafen und, mit 
Freihei t'sEmtziehung verbundenen vorbeugenden Maßnahmen, 

§ 24. (1) Die Unterbringung in einer Anstalt 
für geistig abnorme Rechtsbrecher oder in einer Ansta~t" 
für entwöhnungsbedürftige Rechtsbrecher ist vor der Frei­
heitsstrafe zu vollziehen. Die Zeit der Anhaltung ist auf 
die Strafe anzurechnen., \iTird die Unterbringung vor dem Ab­
lauf'cler Strafzeit'aufg~hoben, so,ist der Rechtsbrecher in 
den Strafvollzug zu überstellen, es sei denn, daß ihm der 
Rest der Strafe bedingt oder unbedingt erlassen wird. 

(2) Dj.e Unterbringung in einer Ansta.lt 

'. 

für gefährliche Rückfallstäter ist nach der Freiheitsstrafe 
zu vollziehen. Vor der ÜbersteIlung des Rechtsbrechers in 
die Anstalt für gefährliche Rückfallstäter hat das Gericht 
von Amts wegen Zu prüfen, ob die Unterbringung noch not­
""endig ist. 
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Dauer der mit Freiheitsentziehungver­

,/, bU!,ldeneu;' vorbeugenden MaßnahmeJ;1 

§ 25. (1)Vörbeugende Maßnarunen' sind auf unbe­

stimmte z~i t an~uordnen'." Sie sind sc/lange' -tu vollziehen ~ 
wie: e,s ihr Zweck er:fordert~ Di,e Unterbringung in einer An­

stal t. ,fUrentvJöhnungsbedürftige Rechtsbrecherda,rf jSldoch 
. . . . 

riiclli;; länger als zVJei Jahre daUern 9 die Unterbringung in 

,einer Anstalt für gefährliche Rückfal1stäternicht länger 

als zehn Jahre. 

(2) Über die Aufhebung der vorbeugenden Maß­

nahme entscheidet das Gericht. 

(3) Ob die' Unterbringung in einer l'nstal t 

für geistig abnorme Rechtsbrecher oder in einer Anstalt 
, ' , 

für gefährliche Rückfallstäter noch notwendig ist 9' hat 

das Ge.richt von Amts wegen mindestens alljährlich zu prüfen. 

(L~) Ob die Unterbringung in einer Anstalt 

fürentwöhnungsbedürftigeRechtsbrecher aufrecht zuhalten 

ist 9 hat das Gericht von Amts weg'en mindestens' alle sechs 

Monate zu prüfen. 

Entlassung aus einer mit Freiheitsentziehung ver­

bundenen vorbeugenden Maßnahme 

.§48. (1) Aus eineT Anstalt für geistigabn.orme 
- . .: 

'Rechtsbrecher,sind die Eingewiesenen stets nur unter Be-

stlmmung einer Probezeit bedingt zu entlassert~Aus einer 

, Anstalt fürentwc5hnungsbedürftige Rechtsbreche'r und aus 

'einer,.Anstal t 'für g'efährliche.RÜckfallstäter sind die Ein­

gevdesenen unbedingt zu .entlassen 1 wenn die Anhaltezeit 

,(§ 25 Abs. 1) abgelaufen ist oder im Fall der Anhaltung 

in einer Anstalt für ,entwöhnungs bedürftige Rechtsbrecher 

, e"ine Fortsetzv~g oder Ergänzung der Entwöhnungskur keinen 

Erfolg' verspräche 9. sonst, unter Bestimmung ,einer Probezeit 

nur bedingt. 

III-95 der Beilagen XIII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 25 von 28

www.parlament.gv.at



... , 

· ... :.: ... ";, 
c' 

-6-

(2) Die bedihgte'Entlässung aus einer mit 
Freiheitsentziehung verbundenen vorbeugenden Maßnahme 

( 

ist zu verfügen~ wenn nach der Aufführung,und der Ent-
wicklung des Angehaltenen in der ß~stalt~ nach seiner 
Person? seinem Gesundheitszustand~ seinem Vorleben und 
nach seinen Aussichten auf'ein redliches Fortkommen 
anzunehmen;i.st, daß die Ge fährlichh:e i t ~ gegen die sich 
die vorbeügende Maßnahme richtet? nicht mehr besteht. 

(3) Wird der Rechtsbrecher aus einer An­
staltfür geistig abnorme Rechtsbrecher oder aus einer 
Anstalt für entwöhnungsbedürftige Rechtsbrecher vor Ab~ 
lauf der Strafzeit bedingt oder unbedingt entlassen, so 
ist nach §, 2L~ Abs. 1 letzter Satz vorzugehen. 

(4) Die. Lntscheidung, daß die Uberstellung 
des Rechtsbrechers'ind~eAYlstalt für gefährliche nück-

e ,; ~J 

fallstäter nicht mehr notwendig ist (§ 24 Abs. 2), steht 
einer ,bedingten Entlassung aus der Anstalt fürgefähr- ' 
liehe Rückfallstäter gleich. 

Probezeiten 

,§ 49~ (1) Die Probezeit bei d~rbedingt~n'~~i~' 
lassung aus einer Freiheitsstrafe' daü'ert, so lange 1/1,ie 
der bedingt erlassene Strafrest, ,mindestens aber ein und 
höchstens fünf Jahre., bei der bedingt'en Entlassung aus 
einer lebenslangen Freiheitsstrafe jedoch zehn Jahre. 

(2) Die Probezeit bei der Entlassung aus 
einer Anstalt für geistig abnorme Rechtsbrecher und aus 
einer Anstalt für gefährliche RUckfallstäter beträgt zehn 
Jahre. Bei der Entlassung aus einer -Anstalt für entwöh­
nungsbedürftige Hechtsbrecher ist die Probezeit mindestens 
mit e:inem und höchstens mit fünf Jahren zu bestimmen. 

I 
I 
I 

I 
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(3) Wird di~bedingte Nachsicht des Straf-
• '. t • 

-rest~~ oder die bedingteintlas~urig ~us einer mit Frei-
heitsentziehung ~eI'bundenen ~orbetigendeh Naßnahlnenicht 
widerrufen, so ist sie fÜl" endi'ül tig' zct e'rklären. 'Fristen, 

de'ren Lauf beginnt, sOhalddle strafe vollstreckt oder 
, d';ievörbeugende Maßn.ahrnevollzogen ist, sind ,- in einem 
'solchen' Fall ab' der bedingten Eritläss1.IDgausder -Strafe 
'Oder aus der 'vorbeugenden MaßnahrrieZ,U ber~H::hnen~ 

Erteilung.von Feisungenund Bestellung eines 
Bewährungshelfers 

§ 51. (1) Einem Rechtsbrecher, dem~i~ strafe 
bedingt nachgesehen oder der aus einer Freiheitsstrafe 
oder einer mit Freiheitsentziehung verbundenen vorbeu'!" 
genden Maßnahme bedingt entlassen wird, hat das Gericht 
V!eisungen zu erteilen und einen Bewährungshelfer zu 
bestellen, soweit das notwendig oder zweckmäßig ist, 
um den Rechtsbrecher von weiteren mit Strafe bedrohten 
Handlungen abzuhalten. 

(2) lr:Teisungen und die Bestelll.mg eines 
Bewährungshelfers gelten bis zum Ende der Probezeit, 
soweit sie nicht vorher aufgehoben oder gegenstandslos 
werden. 

Bewährungshilfe 

§ 53. (1) Der Bewährungshelfer hat über den 
LebenSv\Tandel des Rechtsbrechers und über die Erfüllung 
der erteilten Weisungen zu wachen. Er hat sich mit Rat 
und Tat darum zu bemühen, ihm zu einer Lebensführung und 
zu einer Einstellung zu verhelfen, die Gewähr dafür bieten, 
daß der Rechtsbrecher in Zukunft keine weiteren mit Strafe 
bedrohten Handlungen begehen werde. Soweit es dazu nötig 
ist, hat er Versuchungen vom Rechtsbrecher fernzuhalten 
und ihm zu helfen, eine geeignete Unterkunft und Arbeit 
zu finden. 
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(2) Der B8V1tährungshelfer hat dem Gericht 

in angetnessenenZeitabständen über seihe Tätigkeit und 
seine CC V,Tahrriehmungen zu cberichten. 

(3) Das Geri~hthat*) währel~ci der cPr()b~",:" 
zeit einen Be~J"ährungshelfer auch nachtr~glichzubestellen~ 
einen anderen Bewährtlngshelfer zu bestellen oder cdi~ .Be- Cc 

währungshilfe aufzuheben 1 sovvei t. dies nach§ ~1 ge.boten 

scheint. 

*) ~ FPÖ Zustimmung vorbehalten. 
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